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» Steuerreform –
ein großer Wurf? »
Nun sind sie also da – die Eckpunkte der für die restliche Legislaturperiode ge-
planten Steuerreform. Selten haben wir so unterschiedliche Beurteilungen einer 
Reform in den verschiedenen Lagern erlebt. Auf politischer Ebene verteidigen 
die Regierungsparteien die Reform als „die größte aller Zeiten“, während die Op-
positionsparteien daran kein gutes Haar lassen. Hier wird eindeutig politisches 
Kleingeld gewechselt.

Wir Steuerberater sind gewohnt, uns an Fakten zu halten. Es ist daher erfreulich, 
dass wir uns mit den Wirtschafts- und Steuerexperten in einem Boot finden. 
Die in den kommenden Jahren bis 2022 umzusetzende Steuerreform bringt laut 
Staatssekretär DDr. Hubert Fuchs – übrigens ein ehemaliger ECA Partner – eine 
Bruttoentlastung von über EUR 18 Mrd. Zieht man von dieser Bruttoentlastung 
die Mehrbelastung der sog. „Kalten Progression“ im selben Zeitraum in Höhe 
von EUR 7,6 Mrd. ab, bleibt immer noch eine Nettoentlastung von über EUR 10 
Mrd. übrig. Die Steuerreformen der letzten 15 Jahre brachten Nettoentlastungen 
zwischen EUR 2,5 Mrd. und EUR 5 Mrd. 

In der ORF-Sendung „Im Zentrum“ am 5. Mai 2019 erläuterte Staatssekretär DDr. 
Fuchs die Steuerreform äußerst souverän und fand Zustimmung sowohl bei Univ. 
Prof. Dr. Haber als Präsident des Fiskalrates als auch bei der Budgetexpertin des 
Wirtschaftsforschungsinstituts, Margit Schratzenstaller.

Unterschiedliche Meinungen über Form und Inhalt gibt es allerdings bei der „Kal-
ten Progression“. Deren Abschaffung wird für das Jahr 2023 angekündigt.

Besonders gespannt dürfen wir jedoch auf die angekündigte „Strukturreform“ 
der Steuer- und Abgabengesetze sein, die von überbordenden Bestimmungen 
entrümpelt werden sollen. Wir bleiben für Sie am Ball!
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>
Umstellung des CO2-
Messverfahrens bei 
PKW

>
Einordnung eines be-
bauten Grundstücks als 
Alt- oder Neuvermögen

>
Reduzierung der 
30%-Immobilienertrag-
steuer bei Betriebsauf-
gabe (-Verkauf)

>
Konteneinschau durch 
die Finanzbehörden
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Für die Ermittlung der Immobilienertrag-
steuer ist entscheidend, ob es sich beim 
Grundstück um Alt- oder Neuvermögen 
handelt.

Der Veräußerungsgewinn wird durch 
die Differenz zwischen Veräußerungser-
lös und Anschaffungskosten bestimmt. 
Für die Anschaffungskosten ist zu unter-
scheiden: 

•  „Neu-Grundstücke“: Hier werden die 
tatsächlichen Anschaffungskosten – 
gegebenenfalls adaptiert – abgezogen. 

•  „Alt-Grundstücke“: Hier wird ein 

großzügiger pauschaler Wert für die 

Anschaffungskosten angesetzt.

Neu-Grundstücke sind ab dem 31.3.2002 
angeschafft worden und waren damit 
jedenfalls am 31.3.2012 steuerverfan-
gen. Das bedeutet, dass die zehnjährige 
Spekulationsfrist am 31.3.2012 noch 

nicht abgelaufen war. Alt-Grundstücke wurden vor dem 31.3.2002 angeschafft und 
waren damit am 31.3.2012 nicht steuerverfangen; die zehnjährige Spekulationsfrist 
war am 31.3.2012 bereits abgelaufen. 

Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes (VwGH) 
Der VwGH entschied kürzlich: Wird ein Grundstück nach seiner Anschaffung bebaut, 
beginnt die Spekulationsfrist bereits mit der Anschaffung des Grundstückes – und 
nicht erst bei Errichtung eines Gebäudes – zu laufen. Auch eine gesonderte Frist für 
das Gebäude wird nicht in Lauf gesetzt. Somit werden Grund und Boden und das Ge-
bäude gleichbehandelt. 

Beispiel
Im Jahr 1994 wird (nackter) Grund und Boden angeschafft. Es erfolgt darauf eine 
Errichtung eines Ferienhauses durch eine Baufirma (welche auch das finanzielle Bau-
risiko trägt) im Jahr 2004. Durch die Errichtung des Gebäudes beginnt keine neue Frist 
zu laufen. Das Grundstück (Grund und Boden und Gebäude) ist damit am 31.3.2012 
nicht steuerverfangen und somit ein Altgrundstück. Bei einer Veräußerung ab dem 
1.4.2012 kann daher ein Pauschalwert für die Anschaffungskosten von Grund und 
Boden sowie Gebäude (i.d.R. 86 % des Veräußerungserlöses) angesetzt werden.

Wäre das Gebäude erst nach dem 31.3.2012 errichtet worden, stellte das Gebäude 
nach Ansicht der Finanzverwaltung Neuvermögen dar. Somit wäre bei einer Veräu-
ßerung des Grundstücks nur im Hinblick auf den Grund und Boden die Möglichkeit 
gegeben, einen Pauschalwert für die Anschaffungskosten anzusetzen.

»Einordnung eines bebauten Grundstücks als Alt- oder Neuvermögen »

Zur Feststellung der CO2/km-Werte von 
Fahrzeugen wird ein neues Messverfahren 
herangezogen, das realistischere Mess- 
ergebnisse erzielen soll. Das wirkt sich auch 
auf die Berechnung von Normverbrauchs-
abgabe (NoVA) und Sachbezugswerten aus.

Zur Berechnung der CO2/km-Werte 
von Fahrzeugen kommt nun das neue 
Messverfahren nach WLTP (Worldwide 
Harmonized Light-Duty Vehicles Test 
Procedure) zur Anwendung. Dieses 
Messverfahren beruht auf weltweit ge-
sammelten Fahrdaten und soll mit seiner 
dynamischen Ausrichtung realistischere 
Messergebnisse hinsichtlich Treibstoff-
verbrauch und CO2-Emissionen erzielen 
als das bisherige Messverfahren NEFZ 
(Neuer Europäischer Fahrzyklus).

Übergangsregelung für 2019

Seit 1.9.2017 werden alle neu typisier-
ten Pkw dem Prüfverfahren WLTP zur 
Ermittlung der Verbrauchs- und Ab-
gaswerte unterzogen. Die nach dem 
WLTP-Prüfverfahren ermittelten Ver-
brauchswerte werden mittels der uni-
onsrechtlichen Applikation „CO2MPAS“ 
auf NEFZ-Werte (= korrelierte NEFZ-Wer-
te) zurückgerechnet.

Für die Ermittlung der NoVA sowie der 
Sachbezugswerte sind die korrelierten 
NEFZ-Werte heranzuzuziehen. Für Fahr-

zeuge vor diesem Stichtag gelten noch 
die Werte nach NEFZ (alt). 

Seit 1.9.2018 sind alle neu zugelassenen 
Fahrzeuge der Messmethode WLTP zu 
unterziehen. Für die Besteuerung die-
ser Fahrzeuge (Sachbezugswerte, NoVA) 
sind die korrelierten NEFZ-Werte heran-
zuziehen. Bei den genannten Fahrzeu-
gen ist im Zulassungsschein der korre-
lierte NEFZ-Wert bereits ausgewiesen 
– dieser ist bis zum 31.12.2019 für die 
Besteuerung heranzuziehen.

Normverbrauchsabgabe (NoVA)
Die NoVA ist eine einmalig zu entrichten-
de Steuer, die bei erstmaliger Zulassung 
von Personenkraftwagen (ausgenommen 
Elektrofahrzeuge) in Österreich fällig wird. 
Grundlage der Berechnung der NoVA ist 
der CO2-Emissionswert in Gramm CO2/
km. Von diesem CO2-Emissionswert wer-
den 90 Gramm abgezogen. Dieser Wert 
ist durch fünf zu teilen. Das Ergebnis ist 
der Steuersatz, der zur Berechnung der 
NoVA herangezogen wird. Der errechne-
te Steuersatz ist auf den Nettowert (exkl. 
USt und NoVA) des Pkw anzuwenden, an-
schließend ist ein Fixbetrag in der Höhe 
von EUR 300,00 abzuziehen.

Sachbezug
Ein Sachbezug ist in all jenen Fällen an-
zusetzen, in denen der Arbeitgeber sei-

nem Arbeitnehmer ein Kraftfahrzeug 
zur privaten Nutzung überlässt. Die 
Höhe des Sachbezugs hängt von den 
CO2-Emissionen des Fahrzeugs ab und 
beträgt zwischen 2 % und 0 % (bei Elek-
trofahrzeugen) der tatsächlichen An-
schaffungskosten des Kraftfahrzeuges. 

Ob der Sachbezug 0 %, 1,5 % oder 2 % 
beträgt, ist anhand des für das Jahr 
der Anschaffung (bzw. bei Gebraucht-
wagen für das Jahr der Erstzulassung) 
geltenden maximalen CO2-Emissions-
wertes laut Sachbezugswerteverord-
nung zu beurteilen – unabhängig davon, 
wann dem Arbeitnehmer das Fahrzeug 
überlassen wurde.

Ob es für Zeiträume nach 31.12.2019 
zu einer Reform der NoVA-Berechnung 
kommt, bleibt abzuwarten. Sollte dies 
nicht der Fall sein, ist ab 1.1.2020 mit ei-
ner empfindlichen Erhöhung der NoVA 
zu rechnen.

»Umstellung des CO2-Messverfahrens bei PKW »
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Den ECA Monat finden Sie auch online auf unserer
Homepage und Beiträge zu weiteren Themen auf
unserer facebook-Seite /ECA.Beratergruppe.

Im Rahmen der Besteuerung des Betriebs-
verkaufs bzw. der Betriebsaufgabe kann 
die Steuerbelastung für mitzuverkaufende  
oder ins Privatvermögen übernommene 
Grundstücke und Gebäude von 30 %  
Immobilienertragsteuer auf den halben 
durchschnittlichen Einkommensteuersatz 
reduziert werden.

Die Besteuerung des Betriebsverkaufs 
bzw. der Betriebsaufgabe kann bei Vor-
liegen bestimmter Voraussetzungen 
(u. a. Einstellung der Erwerbstätigkeit) 
anstelle des progressiven Einkommen-

Bei der Öffnung eines Bankkontos werden im Gegensatz zur Einsicht in das Kontenregister 
alle Kontobewegungen sowie der Kontostand ersichtlich. Sie setzt daher eine gerichtliche 
Bewilligung durch das Bundesfinanzgericht (BFG) voraus.

Die Konteneinschau und die Einsicht in das Kontenregister wurden als Mittel zur Be-
trugsbekämpfung eingeführt. Das Kontenregister ist eine Datenbank, die Informati-
onen darüber enthält, wer welche Konten bei welcher Bank hat. Die Konteneinschau 
dagegen ist die Öffnung eines Bankkontos.

Die Abgabenbehörde ist berechtigt, in einem Ermittlungsverfahren eine Kontenein-
schau bei einem Kreditinstitut zu verlangen, wenn 

•  begründete Zweifel an der Richtigkeit der Angaben des Abgabepflichtigen bestehen, 

•  zu erwarten ist, dass die Auskunft geeignet ist, die Zweifel aufzuklären und 

•  zu erwarten ist, dass der mit der Auskunftserteilung verbundene Eingriff in die
schutzwürdigen Geheimhaltungsinteressen des Kunden des Kreditinstitutes nicht 
außer Verhältnis zum Zweck der Ermittlungsmaßnahme steht.

Bevor das BFG einen Beschluss zur Konteneinschau fasst, ist der Abgabepflichtige an-
zuhören und seine Stellungnahme einzuholen. 

In diversen Entscheidungen hat das BFG eine Konteneinschau als zulässig erachtet,

•  wenn Angaben eines Steuerpflichtigen den Erfahrungen des täglichen Lebens deut-
lich widersprechen und zudem noch ungeklärte Zahlungsflüsse vorliegen,

•  wenn keine anderen zweckmäßigen Ermittlungsmaßnahmen möglich sind, um die
Angaben des Steuerpflichtigen zu kontrollieren,

•  wenn beträchtliche Mieteinnahmen nicht in der Steuererklärung erklärt worden sein 
könnten und das Bankkonto diesbezüglich konkrete Aufschlüsse bieten könnte.

steuertarifs mit dem halben durch-
schnittlichen Einkommensteuersatz 
erfolgen. Der diesbezüglich maximale 
durchschnittliche Steuersatz beträgt ca.  
27,5 %, liegt jedoch in der Praxis meist 
unter 25 %. 

Häufig werden mit dem Betrieb Lie-
genschaften mitverkauft oder ins Pri-
vatvermögen übernommen. Die dabei 
aufgedeckten stillen Reserven (= Erlös 
abzüglich Buchwert) unterliegen dabei 
grundsätzlich der Immobilienertrag-
steuer von 30 %. 

Dieser Steuersatz für das Gebäude und 
den Grund und Boden kann jedoch un-
ter Anwendung der Option zur Regel-
besteuerung ebenso wie für das übrige 
zu verkaufende Betriebsvermögen auf 
den halben durchschnittlichen Einkom-
mensteuersatz reduziert werden. Da-
mit kann im Einzelfall eine Steuerentla-
stung um einige Prozentpunkte erzielt 
werden.

In Ausnahmefällen kann eine derartige 
Option zur Regelbesteuerung auch dann 
Sinn machen, wenn der Hälftesteuer-
satz nicht zusteht. Daran wäre etwa zu 
denken, wenn noch Verlustvorträge aus 
Vorjahren bestehen oder die Gewinne 
mit aktuellen Verlusten aus anderen 
Quellen (z. B. aus Vermietungen) ausge-
glichen werden könnten.

ECA-Steuertipp:

Die Veräußerung von Immobilien 
birgt steuerliche Risiken ebenso wie 
Chancen. Ihr ECA-Berater kann Ihnen 
helfen, den Verkauf steuerlich zu op-
timieren.

Das BFG erachtete eine Konteneinschau 
dagegen als nicht zulässig,

•  wenn die Abgabenbehörde für die 
Überprüfung von Umsätzen Bank-
unterlagen wünscht, jedoch keine 
Zweifel an der Richtigkeit der Beträge 
vorbringt, 

•  wenn aus den vorgelegten Unterlagen 
nicht hervorgeht, für welche konkre-
ten Konten und für welche Zeiträume 

die Konteneinschau beantragt wird.

Aus den auszugsweise angeführten 
Entscheidungen des BFG ist erkennbar, 
dass die Ersuchen einer Konteneinschau 
einer ausführlichen Prüfung unterzogen 
werden.

Es müssen sowohl die formellen Voraus-
setzungen vorliegen als auch die Zweifel 
an der Richtigkeit der Angaben des Ab-
gabepflichtigen hinreichend begründet 
sein.

»Reduzierung der 30%-Immobilienertragsteuer
bei Betriebsaufgabe (-Verkauf) »

»Konteneinschau durch die Finanzbehörden »
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Unternehmensberatern in Österreich. ECA-Partner verbinden Branchenverständnis
und Qualitätsstandards zur Sicherung kundenorientierter Lösungen für Unternehmen
und Private. ECA steht für “Economy Consulting Auditing”; die Wirtschaft bestmöglich
beraten und im Bewusstsein unserer hohen Verantwortung prüfen ist unsere Leitlinie.

Die ECA-Partner sind Mitglied von Kreston International, einer weltweiten Vereinigung 
von Wirtschaftsprüfern, Steuer- und Unternehmensberatern.

IMPRESSUM  Für den Inhalt verantwortlich: ECA KRESTON AUSTRIA GmbH, Kalvarienberggasse 10a, 4600 Wels. Vorbehaltlich Druck- oder Satzfehler.

LIENZ      PURKERSDORF      SPITTAL      VÖCKLABRUCK      WELS      WR. NEUSTADT      WIEN. . .

Im Wandel der Zeit gut beraten.


